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Steuersystem

Sozial und ökologisch wahre 
Preise steigern das Gemeinwohl 

Der demogra"sche Wandel wirkt sich tief greifend auf die Sozialsysteme aus, das Bildungs- und 
Gesundheitswesen brauchen große Investitionen, Energiewende und Verkehrsinfrastruktur 
auch. Wie lässt sich das "nanzieren? Ohne Ausgabenkürzungen oder Einnahmenerhöhungen 
wird es nicht gehen. Eine Chance, unser Steuersystem ökologischer und sozialer auszurichten! 

von Björn Klusmann 

F
lüge von Berlin nach Köln 
werden heute für absurde 9,99 
Euro angeboten – ein Preis, 

wie er nur zum Nachteil von Ar-
beitnehmern, Steuerzahlern und 
Umwelt entstehen kann. Ein Preis, 
der den Konsumenten nur eines si-
gnalisiert: immer mehr, immer wei-
ter – aber immer auf Kosten der an-
deren. Diese Preispolitik wird durch 
eine verzerrte deutsche Steuer- und 
Subventionspolitik erst ermöglicht. 
Der Staat begünstigt unsoziales und 
umweltschädliches Verhalten, ver-
zichtet auf Milliardeneinnahmen 
und gewährt sogar mehr als 50 Mrd. 
Euro umweltschädlicher Subven-
tionen pro Jahr. Und das, obwohl 
schon heute klar ist: In Anbetracht 
der vielen Herausforderungen wird 
es in absehbarer Zeit ohne deutliche 
Ausgabenkürzungen oder Einnah-
menerhöhungen nicht weitergehen. 
Spätestens an dieser Stelle schrillt 
bei manchen die Alarmglocke: Die 
ökonomische Wettbewerbsfähigkeit 
wird bedroht. Doch mit „immer 
mehr, immer weiter“ kann es nicht 
vorwärtsgehen – die Ressourcen 
unserer Erde sind endlich.

Dabei schließen sich Wettbe-
werbsfähigkeit und ökologische 
Zukunftsfähigkeit gar nicht aus. 
Eine Steuer- und Finanzreform 

kann konkrete Antworten auf die 
Frage liefern, wie wir in Zukunft 
wirtschaften, ohne unsere Lebens-
grundlagen zu zerstören. Sozial und 
ökologisch wahre Preise sorgen für 
eXektiven Umweltschutz und ma-
chen Unternehmen fit für künftige 

Herausforderungen – denn eZzien-
tes Wirtschaften wird sich immer 
durchsetzen. Höchste Zeit, sich der 
Erfahrungen mit der Ökologischen 
Steuerreform zu besinnen und ei-
nen neuen Anlauf für ökologisch 
wahre Preise zu nehmen.

Preisanreize besitzen großes 
Potenzial

Bereits in den 1990er-Jahren setzte 
sich die Erkenntnis durch, dass in 
einer Marktwirtschaft falsche An-
reize gegeben werden, wenn Energie 
und RohstoXe zu billig sind. „Kilo-
wattstunden arbeitslos machen, 
nicht Menschen“ – damit brachte 
das FÖS-Gründungsmitglied Ernst 
Ulrich von Weizsäcker die Idee der 
Ökosteuer-Reform auf den Punkt. 

Am 1. April 1999 trat die Ökologi-
sche Steuerreform in Kraft: Wäh-
rend die Steuersätze auf Mineralöl, 
Heizöl und Erdgas schrittweise an-
stiegen und für eine Kilowattstunde 
Strom 2 Pfennige (inzwischen 2,05 
Cent) mehr zu bezahlen waren, 

konnten die Rentenversicherungs-
beiträge und somit die Lohnneben-
kosten um 1,7 % niedriger gehalten 
werden, die Sozialversicherungsbei-
träge gegen den Trend sogar stabili-
siert und gesenkt. 

Mehrere Studien wiesen nach, 
dass die Ökosteuer als Innovati-
onsantrieb wirkt und zu 250.000 
zusätzlichen Arbeitsplätzen führ-
te. Zudem sind die CO2-Emissi-
onen bis zum Jahr 2010 durch die 
Ökosteuer-Reform um bis zu 3 % 
zurückgegangen. Seit der letzten 
Ökosteuer-Stufe 2003 ist nichts 
mehr passiert – allein die Inflation 
sorgt seitdem dafür, dass Umwelt-
verschmutzung immer geringer be-
steuert wird und der Staatshaushalt 
real über 40 Mrd. Euro verloren 

hat. Auch an anderen Stellen ist der 
Bedarf unübersehbar: HeizstoXe 
werden in Deutschland weit unter 
dem EU-Durchschnitt besteuert, 
KraftstoX wie Diesel profitiert zu 
Unrecht von einem Steuervor-

teil. Mit diesen Zusatzeinnahmen 
könnte der Staat zukunftsweisend 
in soziale und ökologische Zwecke 
investieren oder die Steuerzahler an 
anderer Stelle entlasten.

Eigennutz und Gemeinwohl 
gemeinsam denken

Was ist also zu tun? Der Staat muss 
sein Steuersystem mit den sozialen, 
ökonomischen und ökologischen 
Zielen in Einklang bringen. Die Po-
litik muss verlässliche Leitplanken 
setzen, damit gesellschaftsschädli-
che Fehlentwicklungen gar nicht 
erst auftreten. Gleichzeitig muss 
der Staat innovativen Unternehmen 
ermöglichen, nachhaltige Produkte 
und Dienstleistungen anzubieten, 
die zur Lösung der beschriebenen 
Probleme beitragen können. Der 
entscheidende Hebel dafür ist in 
einer Marktwirtschaft der Preis 
– dieser kann dafür sorgen, dass 
Eigennutz und Gemeinwohl sich 
keineswegs ausschließen müssen 
und sich zukünftig nicht ausschlie-
ßen dürfen. Die komfortable Haus-
haltslage erlaubt es der Bundes-
regierung, endlich grundsätzliche 
steuerpolitische Notwendigkeiten 
anzugehen. Die Zeit ist reif für eine 
nachhaltige Umschichtung aktuel-
ler Steuern. 

Es geht dabei nicht darum, Bür-
ger und Wirtschaft zu belasten oder 
noch mehr Steuern einzunehmen. 
Mit den neuen Mitteln könnten 

stattdessen die Lohnnebenkos-
ten gesenkt, von den Maßnahmen 
betroXene Akteure entlastet oder 
der Übergang der entsprechenden 
Sektoren, zu mehr EnergieeZzienz 
oder einem besseren ÖPNV, erleich-

tert werden. Es darf nicht länger 
finanziell bestraft werden, wer sich 
umweltfreundlich verhält. Wann 
sollte der Schritt zu einer zukunfts-
fähigen Steuerreform vollzogen 
werden, wenn nicht gerade jetzt?

Umweltsteuern machen Staat 
handlungsfähig

Es ist klar, dass wir unseren Res-
sourcenverbrauch drosseln müssen. 
Immerhin hatten dies alle Parteien 
im Abschlussbericht der Enquete-
Kommission „Wachstum, Wohl-
stand, Lebensqualität“ anerkannt – 
nur keine Konsequenzen gezogen 
und konkrete Maßnahmen vorge-
schlagen. 

Abseits der strittigen Frage, ob 
die Wirtschaft auch weiterhin in-
nerhalb der planetaren Grenzen 
wachsen kann oder ob Wachstum 
aufhören muss, damit die Umwelt-
zerstörung nicht weiter zunimmt, 
adressiert ein ökologischer Umbau 
Wachstumszwänge im System, die 
uns künftig vor Herausforderungen 
stellen. Der Abbau von Arbeitslosig-
keit, die Sicherung der Renten und 
die Reduzierung des Staatsdefizits 
sind wichtige gesellschaftliche He-
rausforderungen, welche dazu füh-
ren, dass Wachstum in der Politik 
heute immer noch als Königsweg 
gilt, um diese Ziele zu erreichen. 
Die Mehreinnahmen aus Umwelt-
steuern eröXnen dem Staat dagegen 
eine Reihe von Verwendungsmög-

lichkeiten. Es ist an der Zeit, dieses 
Instrument wiederzubeleben, mit 
dem Deutschland gute Erfahrun-
gen gesammelt hat. So lassen sich 
ökologische Fortschritte mit einer 
Verbesserung der Beschäftigungs-
lage bei größtmöglichen Freiheiten 
des Einzelnen erzielen.                  

Die Politik muss verlässliche Leitplanken setzen, 

damit gesellschaftsschädliche  

Fehlentwicklungen gar nicht erst auftreten. 

Es darf nicht länger finanziell bestraft werden, 

wer sich umweltfreundlich verhält. 
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